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Sind Arbeitgeber zur Fiihrung eines Arbeitszeiterfassungssystems verpflichtet?

ArbG Emden, Urteil vom 20.02.2020 — 2 Ca 94/19 und ArbG Emden, Urteil vom 24.09.2020 — 2 Ca 144/20

Mit den vorliegenden Entscheidungen urteilte das Arbeits-
gericht Emden, dass Arbeitgeber, infolge der Rechtspre-
chung des Européischen Gerichtshofes (vgl. EuGH, Urteil
vom 14.05.2019, Rs. C-55/18 [COOQ]), zur Fithrung eines
Arbeitszeiterfassungssystems verpflichtet wéren.

Diese Verpflichtung zur Einrichtung eines objektiven und
zuganglichen Systems zur Arbeitszeiterfassung ergibe sich
aus einer unmittelbaren Anwendung von Art. 31 Abs. 2 der
EU-Grundrechte-Charta (GrCh). Zudem handele es sich,
bei der Verpflichtung des Arbeitgebers, ein Arbeitszeiter-
fassungssystem einzufithren, auch um eine (arbeits-)ver-
tragliche Nebenpflicht aus § 241 Abs. 2 BGB (ArbG Em-
den, Urteil vom 20.02.2020 — 2 Ca 94/19).

Zudem werde durch das Urteil des EuGH die Darlegungs-
und Beweislastverteilung im Rechtsstreit iiber Uberstunden
und Vergiitung modifiziert und es wiirde auch aus der euro-
parechtskonformen Auslegung des § 618 Abs. 1 BGB eine
arbeitgeberseitige Verpflichtung zur Messung, Aufzeich-
nung und Kontrolle der Arbeitszeiten der Arbeitnehmer fol-
gen (vgl. ArbG Emden, Urteil vom 24.09.2020 -
2 Ca 144/20).

Wegen grundsétzlicher Bedeutung wurde in beiden Verfah-
ren die Berufung gesondert zugelassen.

Im ersten Verfahren (Az. 2 Ca 94/19) stritten die Parteien
iiber den zeitlichen Umfang der vom Klédger erbrachten Ar-
beitsleistungen und die daraus resultierende Vergiitungsan-
spriiche. Der Klédger hat zur Begriindung seiner Klage ei-
gene Aufzeichnungen iiber die von ihm geleisteten Stunden
vorgelegt. Die Beklagte wandte ein, dass die Stundenerfas-
sung geleisteter Stunden gemeinsam mit dem Klager in ei-
nem sog. Bautagebuch erfolgt sei, in dem Arbeitsbeginn
und Arbeitsende eingetragen worden seien.

Im zweiten Verfahren (Az. 2 Ca 144/20) stritten die Par-
teien um Uberstundenvergutung Gemail des Arbeitsvertra-
ges war mit der Vergiitung die geleistete Arbeitszeit sowie
etwaige Mehrarbeit abgegolten. Die Kldgerin hatte mit ei-
ner von der Beklagten zur Verfiigung gestellte Software
ihre , Kommt®“-, | Geht“- und ,,Pausen-Zeiten erfasst. Die
Klégerin behauptete, die geschuldete Arbeitsleistung sowie
1001 Uberstunden erbracht zu haben. Die Beklagte wandte
ein, dass die Kldgerin im Rahmen von Vertrauensarbeitszeit
beschiftigt gewesen und eine Kontrolle der von der Klage-
rin erfassten Stunden nicht erfolgt sei. Die Kldgerin sollte
selbst auf die Einhaltung der Arbeitszeit achten und etwaige
Uberstunden selbststindig egalisieren. Eine Anordnung,
Duldung oder Billigung etwaiger Uberstunden habe es
durch die Beklagte jedenfalls nicht gegeben.

Entscheidungsgriinde

Das ArbG Emden verurteilte den jeweiligen Arbeitgeber
zur Zahlung der eingeklagten (Uberstunden-)Vergiitung.

Zur Begriindung fiihrte das ArbG jeweils aus, dass im Ver-
giitungs- bzw. Uberstundenprozess eine abgestufte Darle-
gungs- und Beweislast bestehe. Auf einer ersten Stufe hat

der Arbeitnehmer zunéichst vorzutragen und darzulegen, an
welchen Tage dieser von wann bis wann Arbeit geleistet
hat. Dies kann unter Vorlage von Eigenaufzeichnungen des
Arbeitnehmers geschehen. Der Arbeitgeber hat sodann sub-
stantiiert vorzutragen und zu beweisen, welche Arbeiten
dem Arbeitnehmer wann iibertragen worden sind und an
welchen Tagen der Arbeitnehmer von wann bis wann den
Weisungen ggf. nicht nachgekommen ist bzw. welche ge-
leisteten Uberstunden vom Arbeitgeber nicht zurechenbar,
durch Anordnung, Duldung oder konkludent, veranlasst
worden sind. In beiden Féllen sei der Arbeitgeber dem kla-
gerischen Vortrag nicht ausreichend entgegengetreten. Dies
allein dadurch, dass der jeweilige Arbeitgeber seiner Ver-
pflichtung zur Fiihrung eines Arbeitszeiterfassungssystems
nicht nachgekommen ist und damit im Prozess nicht ,,0b-
jektive, verldsslich® und ,,zugédnglich“ aufgezeichnete Ar-
beitszeiten des Kldgers hat vorlegen konnen.

Die arbeitgeberseitige Verpflichtung zur Fithrung und Kon-
trolle eines Arbeitszeiterfassungssystems folge aus einer
unionsrechtskonformen Auslegung des § 241 Abs. 2 BGB
1.V.m. Art. 31 Abs. 2 GrCh i.V.m. der Arbeitszeit-Richtli-
nie (RL 2003/88/EG) bzw. des § 618 Abs. 1 BGB und sei
zudem eine arbeitsvertragliche Nebenpflicht.

Nach der Rechtsprechung des EuGH ist die Arbeitszeit-
Richtlinie (RL 2003/88/EG) dahingehend auszulegen, dass
sich aus dieser die Pflicht des Arbeitgebers zur Einrichtung
eines Systems zur Arbeitszeiterfassung entnehmen lasst.
Zwar seien die Mitgliedstaaten verpflichtet, die Arbeitszeit-
Richtlinie (RL 2003/88/EG) gemill der Auslegung des
EuGH umzusetzen und diese miissen die Arbeitgeber (ge-
setzlich) verpflichten, ein Arbeitszeiterfassungssystem ein-
zufiihren. Allerdings obliegt es auch den mitgliedstaatli-
chen Gerichten, im Sinne einer wirksamen Umsetzung des
Unionsrechtes (sog. effet utile-Grundsatz), dass das von der
Richtlinie verfolgte Ziel erreicht wird. Daher sei
§ 241 Abs. 2 BGB dahingehend unionsrechtskonform aus-
zulegen, dass die aus der Arbeitszeit-Richtlinie
(RL 2003/88/EQG) folgende Verpflichtung zur Schaffung ei-
nes Arbeitszeiterfassungssystems auch eine arbeitsvertrag-
liche Nebenpflicht darstellt. Auch aus einer unionsrechts-
konformen Auslegung des § 618 Abs. 1 BGB folge eine
arbeitgeberseitige Verpflichtung zur Messung, Aufzeich-
nung und Kontrolle der Arbeitszeiten der Arbeitnehmer
(vgl. ArbG Emden, Urteil vom 24.09.2020 — 2 Ca 144/20).
Des Weiteren treffe die Verpflichtung zur Schaffung eines
Arbeitszeiterfassungssystems die Arbeitgeber unmittelbar,
da nach Art. 31 Abs. 2 GrCh u.a. jeder Arbeitnehmer das
Recht auf eine Begrenzung der Hochstarbeitszeit hat (vgl.
ArbG Emden, Urteil vom 20.02.2020 — 2 Ca 94/19).

Dem stlinde auch nicht § 16 Abs. 2 des Arbeitszeitgesetzes
(ArbZG) entgegen. Hiernach sind Arbeitgeber bislang ver-
pflichtet, die iiber 8 Stunden werktdglich hinausgehende
Arbeitszeit aufzuzeichnen und diese fiir mindestens zwei
Jahre aufzubewahren. Eine Verpflichtung zur Fithrung ei-
nes Arbeitszeiterfassungssystem scheitere namlich nicht
daran, dass der deutsche Gesetzgeber durch die Schaffung
des § 16 Abs. 2 ArbZG ganz eindeutig keine allgemeine
Aufzeichnungspflicht gewollt hatte. § 16 Abs. 2 ArbZG
wurde zwar vom deutschen Gesetzgeber in Umsetzung der



Arbeitszeit-Richtlinie (RL 2003/88/EG) geschaffen, sei je-
doch wegen VerstoBBes gegen das Unionsgrundrecht aus
Art. 31 Abs. 2 GrCh  ,,unangewendet” zu lassen (vgl
ArbG Emden, Urteil vom 24.09.2020 — 2 Ca 144/20).

Da jeden Arbeitgeber die Verpflichtung zur Fiihrung und
Kontrolle eines Arbeitszeiterfassungssystems treffe, konne
der Arbeitgeber jederzeit Kenntnis von geleisteten Uber-
stunden der Arbeitnehmer nehmen. Daher sei es zudem ge-
rechtfertigt, dass die bislang vom Bundesarbeitsgericht ge-
forderte positive Kenntnis des Arbeitgebers fiir die
Duldung der Leistung etwaiger Uberstunden nicht mehr er-
forderlich sei (vgl. ArbG Emden, Urteil vom 24.09.2020 —
2 Ca 144/20).

Den beiden Entscheidungen des ArbG Emden ist nicht zu-
zustimmen; diese liberzeugen nicht.

Mit den Entscheidungen hat das ArbG eine Verpflichtung
zur Fiihrung und Kontrolle eines Arbeitszeiterfassungssys-
tems auferlegt, die sich so — jedenfalls bislang — nicht im
Gesetz finden ldsst.

Zwar ist richtig, dass der EuGH zu der Ansicht gelangt ist,
dass nach der Arbeitszeitrichtlinie (RL 2003/88/EG) eine
arbeitgeberseitige Verpflichtung zur Fiihrung eines Arbeits-
zeiterfassungssystems folgt. Allerdings finden europédische
Richtlinien grundsitzlich keine unmittelbare Anwendung
in den Mitgliedsstaaten, sondern bendtigen einen mit-
gliedsstaatlichen Umsetzungsakt (vgl. Art. 288 Abs. 3 des
Vertrages iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union
[AEUV]). Hier ist nun der deutsche Gesetzgeber am Zug,
der eine solche arbeitgeberseitige Verpflichtung, wie sie ge-
méif des EuGH aus der Auslegung der Arbeitszeitrichtlinie
folgt, bislang nicht geschaffen hat.

Die vom ArbG hergeleitete Rechtsfolge iiberzeugt indes
nicht. Weder aus einer unmittelbaren Anwendung der EU-
Grundrechte, noch aus einer unionsrechtskonformen Aus-
legung der § 241 Abs. 2 BGB bzw. § 618 Abs. 1 BGB lésst
sich unseres Erachtens eine arbeitsgeberseitige Verpflich-
tung zur Fiihrung und Kontrolle eines Arbeitszeiterfas-
sungssystem entnehmen. § 16 Abs. 2 ArbZG beschrénkt
abschliefend die Pflicht zur Erfassung der Arbeitszeit auf
die tiber werktéglich acht Stunden hinausgehende Arbeits-
zeit und steht somit einer umfassenden Pflicht zur Erfas-
sung der Arbeitszeit entgegen.

Auch iiberzeugt nicht, dass sich durch das Urteil des EuGH
die Darlegungs- und Beweislast im Rahmen von Uberstun-
den- bzw. Vergiitungsprozessen modifiziert habe. Arbeits-
zeiterfassungssysteme dokumentieren die tatsdchlich ge-
leistete oder noch zu leistende Arbeitszeit. Hieraus
abzuleiten, dass der Arbeitgeber die Leistung von Uber-
stunden ohne positive Kenntnis dieser duldet, geht zu weit,
da dies dem Arbeitgeber ecinseitig Uberstunden ,,auf—
drangt*.

Dennoch hat das Urteil des EuGH eine grofle Ausstrah-
lungswirkung. Es ist damit zu rechnen, dass der deutsche
Gesetzgeber hier nachbessern und eine arbeitgeberseitige
gesetzliche Verpflichtung zur Fithrung und Kontrolle eines
Arbeitszeiterfassungssystem im Arbeitszeitgesetz schaffen
wird. Arbeitgeber sind daher gut beraten sich auf die Ein-
fiihrung einer solchen Verpflichtung zumindest vorzuberei-
ten. Wer zudem eine Umstellung oder Erweiterung seiner
informationstechnologischen Systeme plant, dem ist zu

empfehlen, bereits jetzt ein System zur Arbeitszeiterfas-
sung — ggf. unter Beriicksichtigung der Mitbestimmungs-
rechte des Betriebsrats — zu implementieren.

Elias Klich
Rechtsanwalt

dkm Rechtsanwilte. Kanzlei fur Arbeitsrecht.

Wolfratshauser Strafle 50 | 81379 Miinchen
Tel.: +49 89 242166-0

E-Mail: buero@dkm-rechtsanwaelte.de

Site: www.dkm-rechtsanwaelte.de


mailto:buero@dkm-rechtsanwaelte.de
http://www.dkm-rechtsanwaelte.de/

	Sind Arbeitgeber zur Führung eines Arbeitszeiterfassungssystems verpflichtet?
	Sachverhalt
	Entscheidungsgründe
	Praxishinweise


